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Nürnberg hat zweitens klar herausgestellt, daß Angriffs­
kriege, unabhängig von d„em mit ihnen verfolgten Ziel, durch 
das Völkerrecht verboten sind. Es kommt nicht darauf an, ob 
fremdes Gebiet erobert oder ein ideologisches oder politisches 
System zerstört werden sollte. Falls damals noch Zweifel ge­
blieben sein sollten, wurden sie Ende 1974 mit der von der 
UN-Vollversammlung ohne Gegenstimme angenommenen Re­
solution zur Definition der Aggression endgültig ausgeräumt: 
„Keine Erwägungen, seien sie nun politischer, wirtschaftli­
cher, militärischer oder anderer Art, dürfen als Rechtferti­
gung für eine Aggression dienen“, heißt es dort in Art. 5- 
Abs. 1.

Nürnberg hat drittens die Frage geklärt: Rechtfertigt ein 
außerordentlicher Notstand, einschließlich der Gefahr, den 
Krieg zu verlieren, skandalöse Verletzungen der grundlegen­
den Bestimmungen des Kriegsvölkerrechts? Das Urteil des 
US-amerikanischen Militärgerichtshofs im Fall 10, in der 
Strafsache gegen Krupp, sagt dazu eindeutig: „Die Regeln 
und Gebräuche der Kriegführung bestimmen auch, was im 
Falle eines Notstandes rechtens ist. ... Zu behaupten, daß sie 
mutwillig — und in dem alleinigen Befinden irgendeines 
Kriegführenden — außer acht gelassen werden dürfen, bedeu­
tet nicht mehr und nicht weniger, als die Kriegsregeln und 
Kriegsgebräuche ganz abzuschaffen. “

Angesichts der Zerstörungskraft heutiger Kriegstechnolo­
gie ist die Frage, ob alles, was technisch möglich ist, auch 
wenn es vom Völkerrecht verboten ist, im Kriege getan wer­
den darf, von geradezu existentieller Bedeutung. Ich möchte 
deshalb aus dem Urteil des US-amerikanischen Militärge­
richtshofs im Fall 7 gegen Generalfeldmarschall List und an­
dere Nazioffiziere zitieren: „Die völkerrechtlichen Regeln 
müssen eingehalten werden, auch wenn als Ergebnis dessen 
eine Schlacht oder sogar ein Krieg verloren wird. Zweckmä­
ßigkeit oder Notwendigkeit kann ihre Verletzung nicht recht- 
fertigen. “

Die vierte und nach meiner Auffassung wichtigste Lehre 
von Nürnberg bezieht sich auf die Doktrin des höheren Be­
fehls. Sie kann kurz so ausgedrückt werden: Eine Person, die 
nach dem Kriegsvölkerrecht ein Verbrechen begeht, ist grund­
sätzlich dafür verantwortlich, sogar dann, wenn sie „im Auf­
trag ihrer Regierung oder .eines Höhergestellten“ handelte, 
es sei denn, sie hatte keine „moralische Entscheidungsfrei­
heit“ zur Vermeidung der Befehlsausführung.

Die Doktrin des höheren Befehls ist mit dem Argument 
angegriffen worden, daß Disziplin und Gehorsam innerhalb 
des Militärdienstes absolut notwendig seien und daß in der 
Hitze des-Gefechts kein juristisches Seminar abgehalten wer­
den könne. Aber die Befehle, die die größten Katastrophen 
verursachen und vor allem ausdrücklich vom Kriegsvölker­
recht verboten sind, werden nicht in der Hitze des'Gefechts 
aus dem Stegreif erteilt; sie beruhen auf vorheriger genauer 
Planung und erfordern umfangreiche Vorbereitungen, ehe sie 
ausgeführt werden können. Diese tragische Entwicklung im 
zweiten Weltkrieg ist in den Nürnberger Urteilen detailliert 
beschrieben worden.

Diese Lehren der Nürnberger Prozesse sind meiner Mei­
nung nach im Hinblick auf die Gefahr eines atomaren Welt­
kriegs, aber auch im Hinblick auf die Möglichkeit seiner Ver­
hinderung von außerordentlicher Bedeutung.

Herr Professor, Sie haben bereits auf dem XI. Kongreß der 
Internationalen Vereinigung Demokratischer Juristen, der im 
November 1980 auf Malta stattfand, eine Studie vorgelegt, die 
völkerrechtliche Argumente für den Kampf der Juristen ge­
gen das nukleare Wettrüsten zusammenträgt und damit einen 
Beitrag zur Erhaltung und Festigung des Weltfriedens lei­
stet. Unter Bezugnahme auf die Feststellung im Nürnberger 
Urteil gegen die Hauptkriegsverbrecher, daß der Aggressions­
krieg das schwerste internationale Verbrechen ist, haben Sie 
die „Planung und Vorbereitung, den Beginn oder das Führen 
eines aggressiven Atomkrieges als ein noch größeres Verbre­
chen“ bezeichnet. Wie steht das Völkerrecht zur Erstanwen­
dung nuklearer Waffen?

Es ist meine Grundthese, daß der Ersteinsatz nuklearer Waf­
fen bereits durch das bestehende Völkerrecht verboten ist. Die 
Welt braucht nicht in Furcht und Lähmung auf den Tag zu 
warten, an dem ein universell bindender völkerrechtlicher 
Vertrag speziell den nuklearen Erstschlag verbieten wird. Auch 
wenn kein solcher Vertrag existiert, ist der nukleare Erst­
schlag bereits jetzt durch Geist und Buchstaben geltender völ­
kerrechtlicher Verträge verboten. Trotzdem ist es natürlich 
richtig und wichtig, um einen universellen völkerrechtlichen 
Vertrag zu ringen, der das absolute Verbot-des nuklearen Erst­

schlags bekräftigt, nicht als Zukunftsmusik, sondern als beste­
hende Tatsache.

Paradoxerweise scheinen Bemühungen um einen solchen 
allgemein verbindlichen Vertrag bei manchen Leuten die fal­
sche Vorstellung zu nähren, solange kein solcher Vertrag 
existiert, solange sei der nukleare Erstschlag erlaubt. Schlim­
mer noch meinen manche: selbst dann, wenn der Vertrag zu­
stande käme, könnte ja irgendein kernwaffenbesitzender 
Staat es ablehnen, dem Vertrag beizutreten oder ihn zu rati­
fizieren, so daß er seine Wirkung gar nicht entfalten könnte.

Also der Satz, daß alles, was nicht ausdrücklich verboten 
ist, folglich erlaubt seih müsse, paßt auf unser Thema gar 
nicht. Kein Staat kann sich darauf berufen, die Führung eines 
Nuklearkriegs falle gewissermaßen in einen „rechtsleeren“ 
Raum. Nein, es gibt hierfür fundamentale Bestimmungen des 
Völkerrechts, und ich halte es für eine erstrangige Pflicht aller 
Juristen, diese in der ganzen Gesellschaft bekannt zu machen. 
Der internationale Aufruf der Juristen gegen Nuklearkrieg, 
der ja auch durch die Juristenvereinigung der DDR unter­
stützt wird und in Ihrer Zeitschrift veröffentlicht- wurde, gibt 
hier ein ermutigendes Beispiel.

Wenn sich die Erkenntnis von der Völkerrechtswidrigkeit 
eines nuklearen Erstschlags bei Regierungen und Völkern aus­
breitet und vertieft, können internationale Spannungen abge­
baut werden, kann sich die Hoffnung der Menschheit auf ef­
fektive Schritte zur Rüstungsbegrenzung und schließlich zur 
Abrüstung erfüllen.

Würden Sie bitte Ihre Thesen zum völkerrechtlichen Verbot 
der Erstanwendung von Kernwaffen kurz darlegen?

Ich gehe davon aus, daß nukleare Kriegführung an sich ihrem 
Wesen nach rechtswidrig ist. IJs ist das Recht — nicht nur 
seine Regeln, sondern das gesamte System von Institutionen 
und Verfahren zur Anwendung der Regeln —, das Zivilisa­
tion möglich macht. Ohnedies brächte aller technologische 
Fortschritt nur Schaden hervor. Die Straßen wären übersät 
mit Leichen und Autowracks, gäbe es keine Straßenverkehrs­
ordnungen. Gerade weil das Recht sich sozialer Gefahren und 
Übel bewußt ist, besteht die gesamte Zivilisationsgeschichte 
aus Bemühungen, individuelle und kollektive Gewaltanwen­
dung rechtlich zu begrenzen, zu verhindern. Das in Art. 2 
Ziff. 4 der UN-Charta verankerte Verbot jeglicher Androhung 
und Anwendung von Gewalt schließt natürlich auch die Erst­
anwendung nuklearer Waffengewalt ein.

Zweitens hat ein mit Kernwaffen geführter. Krieg — wenn 
wir uns an klassische Kriegsdefinitionen halten wollen — 
kein rationales Kriegsziel; der Angreifer wie auch der Ange­
griffene würden ausschließlich auf ihre gegenseitige physi­
sche Vernichtung hinwirken. Die Folgen eines Nuklearkriegs 
— Chaos und Verzweiflung, Berge von Toten und Sterbenden, 
Hunger und Verseuchung des Bodens, der Luft und des Was­
sers, die für künftige Generationen nachhaltige genetische 
Katastrophe — wären von den Menschen nicht mehr be­
herrschbar. Im wahrsten Sinne würde der Nuklearkrieg die 
Abdankung des Menschengeschlechts bedeuten. So unvoll­
kommen die internationale Rechtsordnung auch sein mag — 
ein solches Ausmaß an Irrationalität wie den Nuklearkrieg 
läßt sie nicht zu, da doch schon im Briand-Kellogg-Pakt von 
1928 der gewissermaßen „normale“ Krieg als „Werkzeug der 
nationalen Politik“ geächtet wurde.

Ich meine drittens, daß ein Atomkrieg die Befolgung der 
grundlegenden Regeln des formellen Kriegsrechts verhindern 
würde. Es ist ein fundamentales Prinzip jeden Rechts und 
des gesunden Menschenverstandes, daß das allgemeine Verbot 
eines Handlungstyps jede bestimmte Handlung, die ihm un­
terfällt, untersagt, auch wenn diese bestimmte Handlung als 
solche nicht ausdrücklich verboten ist. Also: wenn Mord gene­
rell verboten ist, so ist auch Mord mit einem Messer verboten, 
selbst wenn kein spezielles Verbot für Mord mit Messern 
existiert. Auf unseren Gegenstand bezogen: Ist nach der Haa­
ger Landkriegsordnung von 1907, die die grundlegenden Re­
geln der Kriegführung enthält, beispielsweise schon die wahl­
lose Zerstörung eines einzelnen Gebäudes durch konventio­
nelle Waffen verboten, dann ist die unvermeidlich wahllose 
Zerstörung und Verseuchung ganzer Gebiete durch Atomwaf­
fen natürlich ebenso verboten. Offenkundig könnte aber keine 
der Bestimmungen der Haager Landkriegsordnung, von de­
ren Einhaltung das Leben von Millionen Menschen abhängt, 
bei einer nuklearen Kriegführung beachtet werden. Kurz ge­
sagt: Der Atomkrieg würde unvermeidlich zu Kriegsverbre­
chen von gigantischem Ausmaß führen.

Zu beachten ist viertens, daß ein nuklearer Krieg die 
kriegführenden Seiten daran hindern würde, die ihnen nach


